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Gefetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 63 Ausgegeben Danzig, den 20. Auguft 1923 


Inhalt. Polizeibeamtengeſetz (S. 865). — Geſetz betreffend Bereitſtellung von Mitteln für die Gemeinden 
aus Anlaß der Aufhebung der öffentlichen Brotverſorgung (S. 870% — Verordnung zur Aenderung der geſetzlichen 
Poſt- und Poſtſcheckgebühren (S. 871). — Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner (S 874). 


345 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Polizeibeamtengeſetz. 
Vom 27. 7. 1923. 
Teil I. 
Allgemeine Rechts verhältniſſe. 
Rechtsſtellen. 
8 1 


(1) Die Polizeibeamten find unmittelbare Staatsbeamte. Auf fie finden die für unmittelbare 
Staatsbeamte geltenden Beſtimmungen mit den in dieſem Geſetz enthaltenen Abweichungen Anwendung. 
(2) Polizeibeamte im Sinne dieſes Geſetzes ſind: 
die Beamten der ſtaatl. Verwaltungsexekutive, 


" „ „ " Kr iminalp olizei 7 
| „ " " Schutzp olizei r 
" " „ Landjägerei. 
W 


8 2 

0 Bis zum Ablauf des 10. Polizeidienſtjahres erfolgt die Anſtellung der Polizeibeamten auf 
Kündigung. Ihre Entlaſſung kann außer im Wege des Disziplinarverfahrens nach Maßgabe der 
Beſtimmungen der §s 7—12 erfolgen. 

(2) Nach Ablauf von 10 Dienſtjahren im Polizeidienſt erwerben bie Polizeibeamten mit Aus⸗ 
nahme der Schutzpolizeibeamten einen Anſpruch auf lebenslängliche Anſtellung im Dienſt des Staates. 

(3) Die Schutzpolizeibeamten erwerben nach Ablauf von 10 Dienſtjahren mit Einſchränkung des 
im § 12 Geſagten einen Anſpruch auf Überführung in eine lebenslängliche Beamtenſtelle des Staates, 
der Gemeinde, oder Gemeindeverbände, oder der öffentlich rechtlichen Körperſchaften. Der Senat hat 
das Recht, ſchon vor Ablauf von 10 Dienſtjahren Schutzpolizeibeamte in andere Beamtenſtellen zu über- 
führen. Bei der Überführung ſoll den Wünſchen des betreffenden Schutzpolizeibeamten nach Möglichkeit 
Rechnung getragen werden. 

Bientverpättwifie 


Jedem Polizeibeamten fteht der Aufftieg in 251 Stellen des Polizeidienſtes offen. Der Polizei- 
beamte wird nach Maßgabe freier Stellen unter Berückſichtigung der Perſönlichkeit, der Fähigkeit, 
e und der Dienſtzeit befördert. 


(uchter hter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 8. 1923). 
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866 
8 4. 
Die näheren Beſtimmungen über Einſtellung, Anſtellung und Beförderung der Polizeibeamten 
erläßt der Senat. 
a Gebührniſſe. 
8 5. 


(1) Die planmäßigen Bezüge der Polizeibeamten regeln ſich nach den für die Staatsbeamten 
jeweilig geltenden Beſtimmungen. 

(2) Soweit die Eigenart der Schutzpolizei abweichende Beſtimmungen über die Art der Aus- 
zahlung der Bezüge bedingt, werden dieſe vom Senat getroffen. 

(3) Die Gewährung von Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung an die Schutzpolizeibeamten ſowie 
deren Umfang und Anrechnung ihres Wertes auf das Dienſteinkommen wird durch den Staatshaus— 


haltsplan geregelt. 
(4) Bei der Überführung in einen anderen Beamtenberuf behält der Schutzpolizeibeamte das 


Einkommen ſeines bisherigen Beſoldungsdienſtalters ſeiner Gruppe ſolange bei, bis das bei der neuen 
Anſtellungsbehörde auf Grund der Beſtimmungen des Beamtendienſteinkommengeſetzes feſtzuſetzende 
Beſoldungsdienſtalter ihm einen Anſpruch auf ein höheres Grundgehalt gewährt. 
Heilfürſorge. 
8.6. P 

(1) Die Schutzpolizeibeamten haben Anſpruch auf freie ärztliche Verſorgung. 

(2) Die Angehörigen der Schutzpolizeibeamten haben nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes 
Anſpruch auf freie ärztliche Verſorgung. 

Kündigung und Entlaſſung. 
8 7. 

Der Polizeibeamte kann nach erfolgter Anſtellung nur in beſonders begründeten Fällen ſeine 
Entlaſſung nachſuchen. Werden die Gründe nicht anerkannt, jo wird zwar dem Entlaffungsantrage 
ſtattgegeben, der Antragſteller ſoll jedoch von jeder anderen Anſtellung bei den Staats- oder Kommunal- 
behörden ausgeſchloſſen ſein. 55 


Während des 1. Dienſtjahres kann dem Polizeibeamten mit einer 14 tägigen Friſt zum Ende 
des Monats gekündigt werden. 50 


N Während der Dauer der beiden folgenden Dienſtjahre kaun den Polizeibeamten unter Ein- 
haltung einer Friſt von 6 Wochen zum Letzten jeden Vierteljahres gekündigt werden. 
8 8 10. 
f Nach 3 jähriger Dienſtzeit kann dem Polizeibeamten unter Einhaltung einer Friſt von 3 Monaten’ 
zum Ende eines Kalendervierteljahres unbeſchadet der 88 11 und 12 nur gekündigt werden, wenn der 
Beamte nach polizeiärztlichem Urteil die Polizeidienſtfähigkeit nicht mehr beſitzt und ihre Wiederherſtellung 


innerhalb Jahresfriſt nicht zu erwarten iſt. In dieſem Fall ſoll der Polizeibeamte nach Möglichkeit in 
eine Beamtenſtelle bei einer anderen Behörde überführt werden oder es tritt, ſoweit Dienſtunfähigkeit 


auf Grund von . vorliegt, Verſorgung gemäß Teil III ein. 
8 11. 
Bis zur lebenslänglichen Anſtellung kann dem Polizeibeamten jederzeit ohne Einhaltung einer 


Friſt gekündigt werden: 
a) bei dem Nachweis von wiſſentlich falſchen Angaben über die pexſönlichen Verhältniſſe bei 


der Einſtellung, 


b) wenn der Polizeibeamte entmündigt oder unter vorläufige Vormundſchaft geftellt wird, jedoch 
nur dann, wenn die Entmündigung nicht die Folge einer Dienſtbeſchädigung iſt, auf Grund 

deren die Verſorgungsbeſtimmungen gemäß Teil III Anwendung finden, 

c) bei vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger Verletzung der Amtspflichten, insbeſondere bei ſchweren 
oder wiederholten Verſtößen gegen die Manneszucht, das Anſehen der Polizei in und außer 
Dienſt, bei Trunkenheit und bei Verletzung der Amtsverſchwiegenheit, a 

d) bei rechtskräftiger Verurteilung zu einer Geld- oder Freiheitsſtrafe, 

e) bei Dienſtverweigerung jeder Art oder Hemmung des Dienſtes, 

1) bei eigenmächtigem Fernbleiben vom Dienſt über 3 Tage. 

Ein Penſionsanſpruch (Teil III) iſt in dieſen Fällen nicht gegeben. 

§ 12. 

(1) Lehnt ein Schutzpolizeibeamter im Wiederholungsfall die ihm gemäß $ 2 (8) angebotene 
Stelle ab oder erfüllt er die für die Stelle geforderten Bedingungen im Wiederholungsfalle nicht, ſo 
kann ihm, wenn er die Dienſtaltersgrenze ſeines Dienſtgrads erreicht hat, mit einer Friſt von Z Monaten 
zum Schluß des Kalendervierteljahres gekündigt werden. Ein Penſionsanſpruch (Teil III) iſt in dieſem 
Fall nicht gegeben. 

(2) Die Dienſtaltersgrenzen rechnen vom Tag des Dienſteintritts in die Schutzpolizei und 
werden wie folgt feſtgeſetzt: 


5 für Unter und Wadhtmeifter- .. . » 2... 22220. 12 Dienſtjahre 
„obertuachtineifter 2: ere 93 15 4 
n„ C ne es 18 5 
„%% dd „ 2¹ 5 

8 18. 


Gegen die Kündigung nach § 10 ſteht dem Betroffenen nach der Bekanntgabe der Kündigung 
innerhalb einer Friſt von einem Monat — gegen die nach § 11 innerhalb einer ſolchen von 7 Tagen — 
die Beſchwerde an den Senat zu, ſoweit nicht die Kündigung durch dieſen erfolgt iſt. Die Friſt iſt ge⸗ 
wahrt, wenn die Beſchwerde nachweisbar rechtzeitig an die vorgeſetzte Dienſtſtelle abgeſandt iſt. Die 
Entlaſſung darf außer in den Fällen des § 11 erſt erfolgen, wenn die Beſchwerde zurückgenommen oder 
zurückgewieſen iſt. 


8 14. 
Bei einer Beſchwerde gegen die Kündigung nach $ 10 iſt das Gutachten eines weiteren beamteten 
Arztes herbeizuführen. 15 . 
§ 15. 


Die Entſcheidung über die Beſchwerde gemäß 8 10 und 11 trifft der Senat. Der Beſchwerde⸗ 
führer iſt vorher erneut zu hören. Die Verfügung muß mit Gründen verſehen ſein. 


Teil II. 
Beſondere Pflichten und Dienſtſtrafen. 
Amtspflichten. 
816, - 

Der Polizeibeamte iſt verpflichtet, in unbedingtem Gehorfam gegen die verfaſſungsmäßige 
Regierung die beſtehenden Geſetze ſowie die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung mit Einſatz ſeiner 
ganzen Perſönlichkeit zu ſchützen. Die parteipolitiſche Betätigung der Polizeibeamten im Dienſt, in den 
Unterfunfts und Dienſträumen iſt verboten, desgleichen der Beſuch parteipolitiſcher Verſammlungen und 
jede ſonſtige parteipolitiſche Betätigung in Uniform. Die Beteiligung an einer Organiſation oder die 


8 
Mitwirkung bei Beſtrebungen, welche die Verfaſſung auf nicht geſetznäßigem Wege ändern wollen, und 


jede Betätigung in dieſem Sinne iſt verboten. e 


L 


Dienſtſtrafen. 
817. 
Hinſichtlich aller Pflichtverletzungen unterliegen die Polizeibeamten den geſetzlichen Vorſchriften 
über die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, ſofern nicht in dieſem Geſetz abweichende 
Beſtimmungen getroffen ſind. 


8 18. Bus 
Dienftftrafen find: 

a) Warnung, 

b) einfacher Verweis, 

e) ſtrenger Verweis, 

d) Geldbuße, 

e) die Entfernung aus dem Amte (Dienſtentlaſſung). 


ir Verfahren. 
8 19. 
Die Warnung iſt ausdrücklich als ſolche auszuſprechen und dem Beſtraften ſchriftlich zu übermiteln. 
5 $ 20. n 

Der einfache Verweis wird dem Polizeibeamten in Gegenwart eines anderen Polizeibeamten 

möglichſt des gleichen Dienſtgrads erteilt. | 
Ss 21. 

Der ſtrenge Verweis wird erteilt vor verſammelter Beamtenſchaft der Dienſtſtelle, Hundertſchaſt 

oder kleinerem örtlichen Verbande. 
$ 22. i a 

(1) Zur Verhängung von Geldſtrafen find zuſtändig bis zur Höhe von 1% des monatlichen 

Dienſteinkommens, jedoch ausſchließlich der Frauen- und Kinderzulage, die Chefs der Behörden, bis zur 
Höhe bes monatlichen Dienſteinkommens der Senat. 5 

(2) Bei der Schutzpolizei iſt auch der Hundertſchaftsführer zur Verhängung von Geldbußen bis 

zur Höhe von ⅛ des in Abſatz 1 bezeichneten Dienſteinkommens zuſtändig. N 
8 28. 

Gegen die Verhängung einer Dienſtſtrafe ſteht dem Betroffenen das Recht der Beſchwerde zu, 
ſofern die Strafe nicht vom Senat unmittelbar verhängt iſt. Die Veſchwerde iſt innerhalb einer Ausſchluß⸗ 
friſt von 7 Tagen nach Bekanntgabe der Strafe, jedoch früheſtens am Tage nach der Bekanntgabe, auf 
dem Dienſtwege ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. i a 

f 8 24. 

Der Senat kann den uniformierten Polizeibeamten, deren vorläufige Dienſtenthebung nach den 
Vorſchriften der Diſziplinargeſetze erfolgt iſt, unbeſchadet der Einbehaltung des ſonſtigen Dienſteinkommens 
nach Maßgabe der Diſziplinargeſetze, den Anſpruch auf Bekleidung, den Schutzpolizeibeamten ferner den 

Auſpruch auf Unterkunft und Verpflegung für die Dauer der vorläufigen Dienſtenthebung entziehen. 


| Teil IM. 
Verſorgung. 
g Penſionierung. 
>. 8.25. x 1 
Der Polizeibeamte erlangt die Penſionsberechtigung nach Maßgabe der jeweils für Beamte 
geltenden Zivilruhegehalts- und Hinterbliebenenfürſorgegeſetze der Freien Stadt Danzig nach einer 
Geſamtdienſtzeit von 10 Jahren unbeſchadet der Beſtimmung der SS 11 und 12. 


860 7 
§ 268. 
Die penſionsfähige Dienſtzeit wird auf Grund der für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweilig 
geltenden Beſtimmungen feſtgeſetzt. 8 27 


Erleiden Polizeibeamte aus Anlaß der Ausübung des Dienſtes Unfälle, jo finden die Be- 
ſtimmungen des Geſetzes betreffend die Fürſorge der Beamten infolge von Betriebsunfällen vom 2. Juni 
1902 entſprechende Anwendung, ſofern ſie den Beamten günſtiger ſtellen als die Penſionsgeſetze. 

§ 28. 

Sollten Beamtenſtellen bei anderen Behörden nicht verfügbar ſein, andererſeits das Ausſcheiden 
von Schutzpolizeibeamten aus der Schutzpolizei durch Erreichung der Dienſtaltersgrenzen erforderlich 
werden, ſo tritt nach 10 jähriger Geſamtdienſtzeit ein Ruhegehalt in Höhe der Sätze gemäß den für die 
Freie Stadt Danzig jeweils für Beamte geltenden Zivilruhegehalts- und Hinterbliebenenfürſorgegeſetze ein. 
Jedoch bleibt der Beamte bei Verluſt ſeines Penſionsanſpruchs innerhalb von 2 Jahren vom Tage der 
Penſionierung an verpflichtet, eine ihm angebotene ſeinem Range und planmäßigen Dienſteinkommen 
entſprechende Beamtenſtelle im Staats- oder Kommunaldienſt anzutreten. 

§ 29. 

Anſtelle der Verſorgung gemäß $$ 25 bis 28 kann dem Beamten in begründeten Ausnahmefällen 

auf ſeinen Antrag und mit ſeiner Zuſtimmung eine Kapitalabfindung gewährt werden. 


= Teil IV. 
Beſondere Beſtimmungenzfür Offiziere der Schutzpolizei und Kommiſſare der 
Verwaltungs- und Kriminalpolizei. 


a) Offiziere der Schutzpolizei. 
8 30 


Auf die Offiziere der Schutzpolizei finden vom Tage der Beförderung ab unbeſchadet des § 35 
die 88 2, 7—15 und 28 keine Anwendung. 5 
8 31. 


(1) Der Senat kann die Offiziere der Schutzpolizei in folgenden Fällen in ihrer Stellung 
entſprechende lebenslängliche Beamtenſtellen überführen: 4 
a). wenn fie das Höchſtalter ihres Dienſtgrades erreicht haben und nicht befördert werden können, 
b) auf Grund eines ärztlichen Gutachtens, daß die weitere Verwendung in der Schutzpolizei 
ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, 
e) auf begründeten Antrag. ; 
(2) Als Höchſtalter werden feſtgeſetzt: 
für Leutnants und Oberleutnants das 40. Lebensjahr N 
„ Hauptmann 
„ Majore DE 5 
„ höhere Dienſtgrade 


8 32. 
Iſt für den auf Grund der Beſtimmungen gemäß § 31, la und b zwangsweiſe ausſcheidenden 
Offizier der Schutzpolizei eine geeignete Beamtenſtelle zur Überführung nicht vorhanden oder werden von 
ihm die Bedingungen der ihm nachgewieſenen Stelle im Wiederholungsfalle nicht erfüllt, jo wird er in 
den Ruheſtand verſetzt. 
5) Polizei- und Kriminallommiſſare. 
§ 33. 
Auf die Polizei- und Kriminaltomwiſsare finden von dem Tage der planmäßigen Anſtellung 


als Polizei- oder Kriminalkommiſſar ab die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit Ausnahme der 88 1, 3, 4, 
5, 7, 16—23 und 25—27 und 29 keine Anwendung. c 


RER a a RER: 
BR 
Schluß vorſchriften. 
8 34 


Für die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes in der Verwaltungsexekutive, Kriminalpolizei 
und Landjägerei planmäßig angeſtellten Beamten behält es bei den bisherigen Beſtimmungen ſein Bewenden, 
ſoweit dieſe den Beamten günſtiger ſtellen. 25 

§ 30 tritt zunächſt mit folgender Einſchränkung in Kraft:“ 

a) für Beamte, die noch nicht 2 Jahre als Offiziere der Schutzpolizei angehören, erſt nach Ablauf 

dieſer Friſt, 

b) für ehemalige Armee-Offiziere, die als Offiziersanwärter in die Schutzpolizei eingeſtellt werden, 

erſt nach erfolgter Beförderung zum Offizier der Schutzpolizei und einer Geſamtdienſtzeit von 
3 Jahren bei der Schutzpolizei. 

Für die Offiziere unter a und b gelten bis zum Inkrafttreten der Beſtimmungen gemäß Teil IV 

auch die Beſtimmungen gemäß 88 2, 7—15. 8 86 

) Während der Übergangszeit werden die abgelegten Militärdienſtjahre auf den Zeitpunkt 
der lebenslänglichen Anſtellung angerechnet. Dieſe Anrechnung erfolgt jedoch erſt dann, wenn; der 
Polizeibeamte mindeſtens 4 Jahre im Polizeidienſt, davon 1 Jahr bei der Polizeibehörde, bei der die 
lebenslängliche Anſtellung erfolgen ſoll, abgeleiſtetzhat. 

(2) Die Anrechnung geſchieht in folgender Weiſe: 8 

das wollendete 5. Militär⸗Dienſtjahr — 1 Beamtendienſtjahr 


ER 2 „ je En > 
„ 9 10. II., 12. 5 ‚a 5 
jedes weitere 7 1 


(3) Bei der Berechnung iſt die Zeit von mehr als 6 Monaten als volles Militärdienſtjahr, 
bis zu 6 Monaten garnicht in Anſatz zu bringen. 
(4) Während der Übergangszeit werden bei Berechnung der Friſten gemäß § 12 Abſatz 2 die - 
Militärdienſtjahre zur Hälfte angerechnet. 
6) Die Beendigung der Übergangszeit beſtimmt der Senat. 
$ 37. 
In Fällen, in denen fich aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ergeben, kann 


der Senat Ausnahmen geſtatten. 
> 8 88. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem; Tag feiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 27. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
346 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betreffend Bereitſtellung von Mitteln für die Gemeinden aus Anlaß der Aufhebung der 
öffentlichen Brotverſorgung. Vom 14. 8. 1923. 
8 1. 
Um den Gemeinden zu helfen, den aus Anlaß des Fortfalls der öffentlichen Brotverſorgung 
vermehrt ihnen zuwachſenden Aufgaben der Wohlfahrtspflege gerecht zu werden, ſind im laufenden 
Rechnungsjahre Geldbeträge bereitzuſtellen. Der Senat erläßt die Beſtimmungen über ihre Verwendung. 


82. 
Die erforderlichen Mittel werden durch unverzüglich zu verabſchiedende Gefege über die Erhöhung 
der Vermögensſteuer ſowie durch eine Erhöhung oder verbeſſerte Erhebung der Börſen- und Deviſen⸗ 
Umſatzſteuer aufgebracht. 


Danzig, den 14. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


247 Verordnung 

zur Anderung der geſetzlichen Poſt⸗ und Poſtſcheckgebühren. Vom 14. 8. 1923. 

Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 16. Dezember 1921 betreffend Anderung der Poſt⸗, 
Poſtſcheck,, Telegraphen- und Fernſprechgebühren (Geſetzbl. S. 320) werden von den durch das 
Geſetz über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. S. 43 ff.) und das Poſtſcheckgeſetz vom 
26. März 1914 (FReichsgeſetzbl. S. 85 ff.) oder durch ſpätere Anderungsverordnungen feſtgeſetzten 
Gebühren die in der beigefügten Zuſammenſtellung aufgeführten Gebühren auf die in Spalte 4 angegebenen 
Beträge feſtgeſetzt. 

Dieſe Verordnung tritt hinſichtlich der Gebühren für Zeitungen und Sammelüberweiſungen am 
1. Oktober 1923, im übrigen mit dem 20. Auguſt 1923 in Kraft. Gleichzeitig treten die früheren Ver⸗ 
ordnungen zur Anderung der geſetzlichen Poſt- und Poſtſcheckgebühren außer Kraft, 8 ſie Gebühren- 
ſätze behandeln, die durch die vorliegende Verordnung . werden 


Danzig, den 14. Auguſt 1923. 


Der Senat der een Stadt Ban 
Sahm. Förster. 


Zuſammenſtellung 
über die jetzigen und die neuen geſetzlichen Poſt- und Poſtſcheckgebühren. | 
I 2 3 4 5 


Jetzige 
Gebühr 


Neue 
Gebühr 


Poſtkarten 8 1 


WW1i1iii 300 2000 
Briefe 8 1, 2 
im Fernverkehr 8 
bis 7777 SEHE 800 5.000 
über OD ne 1.000 7.000 
„ AD BE EN 1400 8.000 


„ BD Ener Bed 1800 9 000 


" 


Paragraph] Jetzige Neue 


Gegenſtand und Nr. | Gebühr | Gebühr ar 
des Geſetzes en 
. . v . ̃ 7 (((—ꝛ ac, 
Druckſachen 8 1, 4 
Re RE MH Er 200 1.000 
ee re 400 2.000 
DSF TR ER I ak 600 3.000 
EHE erg 1.000 5.000 
DE 000000 ((( 1 200 6.080 
Le 1500 8.000 
= [kg „ 2 kg (nur für einzeln verſandte, 
ungeteilte Druck bände) 1800 9 000 
Geſchäftspapiere § 1, 5 
00% AA ³ ³M A ͤ 1000 5 000 
Aber 80 DER f „ 1200 6 000 
„rr EEEER 1500 8.000 
Warenproben § 1, 6 
Ei re ee 600 3.000 
über; 100 HE 50 in ea Ku 1.000 5 000 
FT 1200 6.000 
Miſchſendungen (zuſammengepackte Druckſachen, Blinden-] 8 1, 7 * 
ſchriftſendungen, Geſchäftspapiere und Warenproben) 
bis 2500 g TFF R 1.000 5 000 
De DIE . re 1200 6.000 
ee 1500 8.000 
Päckchen bis kk 8 1, 8 2000 10 000 
Mindeſtnachſchußgebühr für nicht⸗ oder unzureichend frei“ 8 1 
gemachte Poſtkarten und Briefe, ſowie für unzureichend | Schlußbe— 100 10000 


freigemachte Drucksachen, Geſchäftspapiere, Waren- ſtimmungen 
proben und Miſchſendungen 

Abrundung aller nachzuerhebenden Beträge auf eine 
durch 1000 teilbare Markſumme. 


Pakete 82 
/ TT a Tree 2400 
. De ee 3 600 
FN CCC 4200 
II MER re ee EEE IE RER 4 800 
ET EEE Te 5400 
ECO Br OR ar U a SE ee 6 000 
DE ach EEE 6 600 
„n . er 7 500 
„ ir Een 8400 
„ ER HRS me EBEN ee 9 300 


NE che A 


i 
| 1 „E11 ne, B 


I A. N 12900. 46 000 
Er: ee ee E 13 800 49 000 
J QA er Ir NE 14 700 52 000 
| AN ET 15 60055 000 
geitungspakete r er 8 2 1800 8.000 
Poſtanweiſungen 8 4 
bis D Er Er 800 } 3.000 
über 10 000 bis o 1000 
„ 0000: „ 10000 M 1200 4.000 
„ 100 000 „ MW MMW... 1800 
* 200 000 „ 500 0% WW 2400 
„ 300 000 „ 400 00 Mm.. 3.000 6.000 
„ 400 000 „ 500 00 MMW... 3 600 
= 500 000 e e 4200 12.000 
= 750 000 100000 Wm — 4800 
„ 1000 000 2 000 O00 MMW. 35 18 000 
2000 000 „ 5000 000 MM — 24 000 
„ 5000 000 „ 10 000 00 Mm.. — 30 000 
„ 10 000 000 „ 20 000 00% Mm. bi 40 000 
Zeitungen Sd Pom 1. Ok“ Vom 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder tober 1923 | 1. Oktober 
ſeltenere Erſcheinen ſowie für jede weitere Ausgabe bh Der! 1923 an 
in der Woche bei einem durchſchnittlichen Nummer⸗ 28. Juni 
gewicht 
i bis 25 g 1 20 
über 25 „ 50 g 2 40 
„ 50 „ 100 f 3 60 
„ 100 „ 250 g monatlich 5 100 
„ 20 „ 500 g 7 140 
„ 500 g „ 1 kg 9 180 
1 kg, 2 kg 18 360 


für das monatlich einmalige e ſeltenere Er⸗ 
ſcheinen die Hälfte davon i 
db) Mindeſtgebühr monatliche... 1 20 
Ee) Gebühr für Sammelüberweiſungen Gees! 8 6 
einer eee 25 * im 5 ; 
vierteljöhrlich. 6 * ee 40 


13 


AED ee md 


874 


3 4 5 


inet Paragraph Jetzige Neu 
Gegen ſt an d und Nr. 80055 Genu Ammer 
des Geſetzes kungen 


8 II. Geſetzliche Poſtſcheckgebühren. 
Bareinzahlungen mit Zahlkarte 85 | 


bis Re 200 
über 10 000 „ 5000 Mm 2⁵⁰ 10⁰⁰ 
4 50 000 „ 10000 WMW 300 
4 100 000 „ o r 450 
4 200 000 „ ee 600 1500 
4 300 000 „ 400000 % h 750 
= 400 000 „ 500000 WMW 900 
„ 500 000 75000 MM. 1050 
„ 750 000 1000 O00 MW. 1200 0 3 0⁰⁰ 
1 000 000 „ 2 000 000 MMMWMWm 1500 4 500 
2 000 000 „ 5 000 00 MMW. 6000 
5 000 000 „ 10 000 00% M....... 7500 
„ 10 000 000 „ 000 00 MW. 2000 10.000 
„ 20 000 000 „ 30 000 00 M....... 12 500 
„ 30 000 000 (unbeſchrän kt 15 000 
Für bargeldlos beglichene Zahlkarten wird — 
Gebühr erhoben, im Höchſtfall jedoch für eine Zahlkarte 
eine Gebühr von Auszahlungen 1000 4.000 
a) für jede von der Zahlstelle des Poſtſcheckamts 
argeldlos und für jede in den Abrechnungs⸗ 
tellen der Reichsbank beglichene Auszahlung von 
em im Scheck angegebenen Betrag 1 vom ½ vom 
b) für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Tauſend Tauſend 
oſtſcheckamts ser für die Überſendung eines [2 
Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine Poſt⸗ 
anſtalt und für die weitere Behandlu des 
Schecks bei dieſer von dem im Scheck angegebenen 
CFC ee 3 vom 2 vom 
Die Mindeſtgebühr für die nach einem Kontoblatt Tauſend Tauſend 
zu berechnenden Auszahlungen beträgt. d 1 100 
Im übrigen werden Gebührenbeträge unter 50 M 
nach unten und Beträge von 50 M und mehr bis aus⸗ 
ſchließlich 100 M nach oben auf volle 100 M abgerundet. 


i Verordnung 
über Erhöhung der Schreibgebühr der Schiedsmänner. Vom 15. 8. 1923. 
Auf Grund der 12 6 im $ 48 der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 


ses „Geſ.⸗S. S. 321) in der 180 des Geſetzes vom 11. Mai 1923 (Geſ.⸗Bl. S. — und der 
erordnung vom 27. og 1 eſ.⸗Bl. S. 800) wird die im zweiten Satze daſelbſt beſti Schreib · 


ebühr von 1500 M auf für die Seite er 
.. Dieſe Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. Auguſt 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Schriſtteitung: Bürs des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


